
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Kleine Anfrage 

des MdL Jens Hentschel-Thöricht 
 

Gerichtliches Verfahren zur zwangsweisen Unterbringung eines 14-
Jährigen 
 
Aus der Antwort der Staatsregierung auf die Kleine Anfrage Drs. 8/7280 geht hervor, dass 
ein 14-Jähriger vom 29. April bis zum 9. Mai 2021 in der Landeseinrichtung am 
Hammerweg 26 in Dresden zwangsweise untergebracht wurde. Als Rechtsgrundlage 
nennt die Staatsregierung § 30 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des 
Infektionsschutzgesetzes. 
Die zwangsweise Unterbringung eines Minderjährigen stellt einen besonders 
schwerwiegenden Eingriff in dessen Freiheitsrechte und familiäre Bindungen dar. Sie wirft 
insbesondere Fragen nach der Verhältnismäßigkeit, der Prüfung milderer Mittel und der 
Wahrung des Kindeswohls auf. 
 
Fragen an die Staatsregierung: 
 

1. Auf wessen Veranlassung wurde das Verfahren zur zwangsweisen Unterbringung 
des 14-Jährigen eingeleitet? 

2. Welche Rechtsabteilung von welchem Gericht ordnete die Unterbringung durch 
Beschluss welchen Datums an? 

3. Wurde der Jugendliche vor der gerichtlichen Entscheidung persönlich angehört? 

4. Hatte der Jugendliche in dem Verfahren eine anwaltliche Rechtsvertretung, einen 
Verfahrensbeistand oder einen Verfahrenspfleger? 

5. Wurde gegen die gerichtliche Anordnung ein Rechtsmittel eingelegt? 

 
 
 


